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Ungeachtet der politischen Turbulenzen innerhalb der Europäischen Union zwischen Grie-
chenland-1 und Finanzkrise,  Brexit  sowie Flüchtlingsproblematik führt  die  Europäische
Kommission ihre Programmatik in den einzelnen EU-Politikfeldern stringent fort. Dies gilt
auch für die europäische Forschungs-, Technologie-, Telekommunikations- und Digitalisie-
rungspolitik2, die über den Europäischen Rat mit der nationalen Politik der einzelnen EU-
Staaten eng verzahnt ist. Mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Wirt-
schaft (gemessen an den Entwicklungen auf dem Weltmarkt) geraten hochtechnologische
Schlüsseltechnologien der Informatik, der Nanotechnologie, der Robotik, des Maschinen-
baus, der chemischen Industrie sowie der Bio- und Gentechnologie immer mehr in den
Vordergrund. Gerade die Entwicklungsdichte und -geschwindigkeit der Digitalisierung in
Europa ist für viele andere Technologien eine unabdingbare Basistechnologie geworden. 

Forschungs- und Technologiepolitik

Die  Forschungs-  und  Technologiepolitik  (FTE-Politik)  bleibt  elementarer  Teil  einer
komplexen Modernisierungsstrategie der Europäischen Union. Sie soll helfen, die europä-
ische Wirtschaft robust und weltweit wettbewerbsfähig zu halten oder erkannte Defizite zu
beheben. Das besondere Augenmerk liegt auf dem Bereich der zukünftigen industriellen
Entwicklung. Die FTE-Politik wird mit dem Programm ‚Horizont 2020‘ exekutiert. Damit
realisiert die Europäische Union seit 2014 (programmatisch noch bis 2021 disponiert) das
siebte mit 80 Mrd. Euro ausgestattete Forschungsrahmenprogramm. Damit soll ein attrak-
tiver  und funktional  reibungsloser  Raum für  Forschung,  Wissenschaft,  Innovation  und
Wettbewerbsfähigkeit in Europa geschaffen werden. Budget und Aktivitäten verteilen sich
auf drei Schwerpunkte: „EU-Spitzenforschung“, „industrielle Innovationen“ und „Bewäl-
tigung der größten gesellschaftlichen Herausforderungen“. ‚Horizont 2020‘ ist nach wie
vor  das  weltweit  größte  Forschungsprogramm, das  derzeit  von einem Staat  oder  einer
Staatengemeinschaft  organisiert  und abgewickelt  wird.  Es vereint  alle Forschungs- und
Förderprogramme  der  Kommission,  bietet  europäische  Kooperationsmöglichkeiten
zwischen Universitäten, Forschungseinrichtungen und Unternehmen an, legt einheitliche
Vorschriften  fest  und  versucht,  den  zwangsläufig  damit  verbundenen  bürokratischen
Aufwand in Grenzen zu halten. Die FTE-Politik ist  dabei in die Vorstellung einer fest
umrissenen industriellen Wertschöpfung eingebettet  und soll  eine Kette  von Forschung
und Wissenschaft bis zur Erfindung und Markteinführung wettbewerbsfähiger Produkte
und Dienstleistungen in Gang bringen. Die Intensivierung der Forschung und die Entwick-
lung wettbewerbsfähiger  Produkte und Dienste  soll  Forschung,  Forscher  und Industrie
sowie Manager einander zuführen. Daraus sollen sich Impulse für Wachstum, die Schaf-

1 Dies galt auch für 2016/2017 nach wie vor als Problem, da Griechenland keine wirklich nachhaltige Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik vorzuweisen hat und eine Insolvenz des griechischen Staatshaushalts nach
wie vor nicht ausgeschlossen werden kann.

2 Siehe auch den Beitrag „Digitale Agenda“ in diesem Buch.
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fung von Arbeitsplätzen und die Bewältigung gesellschaftlicher Herausforderungen erge-
ben. Insofern ist ‚Horizont 2020‘ nach wie vor der Kern des Europäischen Forschungs-
raums (EFR). Zusammen mit der Innovationsunion dient es zur Umsetzung der ‚Strategie
2020‘;  sie  soll  Europa zum wettbewerbsfähigsten Raum der Welt  machen.  Wichtig ist
dabei die europä-ische Weltraumpolitik, die Bestandteil der FTE-Politik ist. Das Galileo-
Programm,  der  geostationäre  Navigationsergänzungsdienst  EGNOS sowie  das  Erdbeo-
bachtungssystem Copernicus  sind  hier  die  Flaggschiff-Projekte.  Dabei  ist  Galileo  das
ehrgeizigste Projekt. Es ist das im fortgeschrittenen Aufbau befindliche und nunmehr mit
18 im Orbit befindlichen Satelliten grundsätzlich funktionsfähige europäische Satellitenna-
vigations- und Zeitgebungssystem. Das System basiert schlussendlich auf einer Grundkon-
stellation von 30 Satelliten, welche die Erde in einer Höhe von etwa 23.260 Kilometer
umkreisen. Mit diesem System strebt die Europäische Union mit Blick auf vergleichbare
Systeme der US-Amerikaner und Russen an, über eine eigenständige Kapazität für Navi-
gation, Ortung, Zeitgebung und Sicherheit souverän verfügen zu können.3 

Konkret sind die EU-Mittel für Forschung und technologische Entwicklung für Innova-
tionen  in  Bereichen  wie  Gesundheit,  Umwelt,  Verkehr,  Mobilität,  Nahrungsmittel  und
Energie  bestimmt.  Forschungspartnerschaften  mit  der  pharmazeutischen  Industrie,  der
Luft- und Raumfahrtindustrie, dem Maschinenbau oder der Automobil- und Elektronik-
industrie sollen dabei privatwirtschaftliche Investitionen in künftiges Wachstum und die
Schaffung von Arbeitsplätzen mit hohem Qualifikationsniveau führen. In herausragender
Weise durchdringt dabei die Digitalisierung viele Initiativen und Aktionsprogramme in der
aktuellen FTE-Förderung. Beispiele finden sich in der digitalisierten Agrarökonomie oder
einer  optimierten digitalen Verkehrsinfrastrukturtechnologie;  in der  Agrarwirtschaft  soll
dies zu optimierten Produktionsmöglichkeiten und gesteigerten Ernteerträgen führen. Die
digitalisierte  Verkehrsinfrastrukturtechnologie  soll  in  Zukunft  eine  automatisierte  und
sichere Mobilität auf der Schiene, in der Luft, auf der Straße oder auf See ermöglichen. 

Das  Rahmenprogramm steht  Forschern  aus  der  ganzen  Welt  offen,  strukturiert  und
koordiniert ihre Forschungstätigkeit und fördert durch die Marie-Curie-Maßnahmen ihre
weltweite und interdisziplinäre Kooperation. Ein wichtiges Ziel des Forschungsrahmen-
programms, der Forschungspartnerschaften und der Aktivitäten des Europäischen Innova-
tions- und Technologieinstituts (European Institute of Technology, EIT) ist dabei nach wie
vor  die  Erhöhung der  Forschungsintensität.  Der  Anteil  der  Forschungs-  und technolo-
gischen Entwicklungsinvestitionen in der EU-28 (EU-27 nach einem erfolgten EU-Austritt
Großbritanniens) beträgt im Durchschnitt immer noch nur rund 2 Prozent; insofern ist das
Anliegen der Steigerung der Forschungsintensität in Europa nach wie vor aktuell und die
Mitgliedstaaten und die Kommission verfolgen weiterhin das Ziel, bis 2020 den Anteil der
FTE-Investitionen am Bruttosozialprodukt im EU-Durchschnitt auf 3 Prozent zu heben.4

Mit Blick auf die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen und Wirtschaft
spielt der digitale Binnenmarkt eine immer wichtigere Rolle. Sein Kern ist eine digitali-
sierte Super-Infrastruktur. Die Vorstellung von dieser Infrastruktur hat sich in den letzten
Jahren  von einer  technisch  inspirierten  Telekommunikationspolitik  mit  einer  zaghaften
digitalen Agenda gelöst. Ersetzt wird sie mehr und mehr durch eine ausdifferenzierte tech-
nologische  Vision  eines  vollkommen  digitalisierten  Wirtschaftsraums  in  Europa.  Die
Programmatik des EFR und der Innovationsunion genießen aufgrund der gestreckten Lauf-

3 Siehe auch den Beitrag „Weltraumpolitik“ in diesem Buch.
4 Jürgen Turek: Forschungs-, Technologie- und Telekommunikationspolitik,  in: Werner Weidenfeld/Wolf-

gang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der europäischen Integration 2016, Baden-Baden 2016, S. 247 f.
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zeit der Programme von vier auf sieben Jahre und mit Blick auf die sozioökonomischen
Politikfelder im laufenden Zyklus eine pragmatische Routine. Dies wird unter anderem
dadurch deutlich, dass im Jahresbericht der Kommission für 2016 dieser Bereich erstmals
kaum erwähnt  und am laufenden Programm keine nennenswerte  Kritik  geäußert  wird.
Demgegenüber wird die Digitalisierung der EU-Länder vor dem Hintergrund der Globali-
sierung in all ihren Facetten und Herausforderungen zunehmend wichtig, interessant und –
angesichts der vielen Probleme einer digitalisierten Gesellschaft – problematisch.5 

Telekommunikationspolitik und Digitalisierung

Angesichts der Dynamik der Digitalisierung, erhöht sich für die EU-Staaten als auch für
die Europäische  Union der  regulatorische Handlungsdruck.  Es geht  schon längst  nicht
mehr nur um einzelne Regulierungen der Telekommunikationspolitik im herkömmlichen
Sinne, wo es ‚lediglich‘ um Roaming-Gebühren oder den Ausbau und die Qualität von
Übertragungswegen ging. Die vom Europäischen Parlament am 6. April 2017 beschlosse-
ne schrittweise Abschaffung der als besonders ärgerlich empfundenen Roaming-Gebühren
in der Union markiert bereits einen Endpunkt in der herkömmlichen telekommunikations-
politischen Detailarbeit. Die Intention der Kommission zielt vielmehr auf eine konsequen-
te Verdichtung und Vereinheitlichung einer wirksamen europäischen Regelung der Digita-
lisierung.  In  diesem  Zusammenhang  stehen  das  revolutionäre  Veränderungspotenzial
digitaler Technologien vom Internet der Dinge bis zur Industrie 4.0 sowie alle Probleme
der Digitalisierung zur Diskussion. Die digitale Aus- und Aufrüstung Europas ist der Kern
der EU-Technologiepolitik,  da die Digitalisierung ihr revolutionäres Potenzial  nun voll
entfaltet und auf nahezu jedes Politikfeld der europäischen Integration ausstrahlen wird.
Aus jeder Perspektive werden deshalb die Wachstums- und Modernisierungsmöglichkeiten
der  Digitalisierung,  aber  auch  ihre  rechtlichen  oder  gesellschaftspolitischen  Probleme
zunehmend relevant. Mit Schwerpunkt auf das wirtschaftliche Entwicklungspotenzial hat
die Kommission 2016 drei Säulen für einen digitalen Binnenmarkt formuliert: (1) besserer
Zugang zu digitalen Waren und Dienstleistungen; (2) optimale Rahmenbedingungen für
Netze und Dienstleistungen; und (3) die digitale Wirtschaft als Wirtschaftsmotor.6 

Mit  einer  Umsatzsteigerung von 110 Mrd.  Euro  p.A.  soll  der  digitale  Binnenmarkt
einen starken Wachstums- und Modernisierungsimpuls entwickeln und Wettbewerb, Inves-
titionen und Innovationen stimulieren.  Die Vollendung des  digitalen Binnenmarkts  soll
nach  dem Willen  aller  Beteiligten  sicherstellen,  dass  Europa  auch  in  Zukunft  zu  den
Vorreitern der Digitalwirtschaft zählt. Sie soll das globale Wachstum europäischer Unter-
nehmen  sowie  die  Modernisierung der  öffentlichen  Dienste  fördern.  Dazu  dienen  mit
Blick auf die informationstechnologische Infrastruktur insbesondere folgende sieben Ziele:
(1) Implementation gemeinsamer EU-Datenschutzvorschriften; (2) Reform der Telekom-
munikationsvorschriften;  (3)  Klärung,  Vereinfachung und Modernisierung des  Urheber-
rechts mit Blick auf neue digitale Technologien; (4) Vereinfachung der Verbraucherrechts-
vorschriften für Käufe über das Internet; (5) Erleichterung von Unternehmensgründungen
durch Innovatoren; (6) Förderung von digitalen Kompetenzen und digitalem Lernen; (7)
Verfügbarkeit von Online-Inhalten und -Diensten in allen EU-Ländern.

5 Vgl. Jürgen Turek: Globalisierung im Zwiespalt. Die postglobale Misere und Wege, sie zu bewältigen,
Bielefeld 2017, S. 157 ff.

6 Vgl.  Europäische Kommission: Digitaler Binnenmarkt.  Hindernisse beseitigen – Online-Potenzial aus-
schöpfen,  abrufbar  unter:  https://ec.europa.eu/commission/priorities/digital-single-market_de  (letzter
Zugriff: 6.5.2017).

Jahrbuch der Europäischen Integration 2017 263



Die Innenpolitik der Europäischen Union 

Zur Realisation dieser Infrastruktur setzt die Kommission auf den Zugang der Bürger
zum Internet  und zur Breitbandkommunikation sowie auf  die Cybersicherheit  und den
Datenschutz. Innerhalb der EU-Digitalisierungsprojekte ist die mit 120 Mio. Euro ausge-
stattete Initiative „WiFi4EU“ ein neues Projekt, mit dem in Städten und Gemeinden in der
Union  kostenlose  Wlan-Verbindungen  an  öffentlichen  Orten  entstehen  sollen.  Zudem
strebt die Kommission an, dass alle Haushalte über einen schnellen Internetanschluss mit
mindestens 100 Megabit pro Sekunde verfügen, die jederzeit auch auf Gigabit-Geschwin-
digkeit aufgerüstet werden können.7 Damit soll für alle EU-Bürger der volle Zugang zu
einer  qualitativ hochwertigen Internet- und Telekommunikation geschaffen werden,  um
alle Potenziale der digitalisierten Welt flächendeckend in Europa nutzen zu können.

Digitaler Aufbruch in Europa

Während im Bereich der klassischen Forschungs- und Wissenschaftspolitik eine ausdiffe-
renzierte, routinierte und professionelle Geschäftstätigkeit im Rahmen der Forschungsför-
derung  und  internationalen  Kooperationen  von  Wissenschaft,  Staat  und  Unternehmen
herrscht, ist der Bereich der Digitalisierung das spannendste technologische Entwicklungs-
feld. Angesichts der damit verbundenen Herausforderungen liegt hierauf zunehmend die
Aufmerksamkeit sowohl der Nationalstaaten als auch der Europäischen Kommission und
des Europäischen Parlaments.  Mit  den technischen Herausforderungen der  Einrichtung
einer digitalen Gesellschaftswelt rücken dabei zu Recht immer mehr die bereits vorhande-
nen und absehbaren Bedrohungen der ‚schönen neuen digitalen Welt‘ in den Fokus gesell-
schaftlicher Sensibilitäten und politischen Handelns. Dies sind Probleme des Datenschut-
zes, der Cyberkriminalität, der Verrohung der Sitten im Internet, des Cyberwars und des
Schutzes wichtiger Individual- und Persönlichkeitsrechte. Hier besteht Handlungsbedarf,
der durch viele Explosionen von Unvernunft, krimineller Energie, kriegerischer Gewalt,
Terrorismus,  Desorganisation  oder  Sabotage  durch  das  Internet  gefüttert  wird.  Dieser
Handlungsbedarf nimmt zu, so lange mit Blick auf Opfer (Geschädigte) und Täter (Profi-
teure) die Dichotomie zwischen Regulierten und Regulierern, staatlichen Ermittlungs- und
Vollzugsbehörden  und  Internetkriminellen  oder  Cyberkombattanten  im  militärischen
Bereich an Intensität gewinnt. Das Bild einer digitalen Festung Europa hat mit Blick auf
die Verletzlichkeit einer digitalisierten Gesellschaft einen problematischen Bezug, da jede
digitale Innovation direkt kriminelle Energien bei denjenigen provoziert, die aus solchen
Innovationen ihren ureigenen Profit schlagen wollen. Indessen mobilisiert die Digitalisie-
rung ein hohes Entwicklungspotenzial in wirtschaftlicher, politischer und zivilgesellschaft-
licher Hinsicht. Insofern bricht auch die EU-28 nun konsequenter in die Digitalisierung
auf. Doch alle Errungenschaften dieser Modernisierung – wie bei vorherigen revolutio-
nären Basisinnovationen auch– sind nicht zum gesellschaftspolitischen Nulltarif oder ohne
Probleme zu haben. Die Konsequenz für die Zukunft Europas ist eine FTE-Politik 4.0.
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